
Aktivitäten 

Eidg. Kommission für Frauenfragen: 
Tätigkeitsbericht 1999 
I.Allgemeines 

1.1. Plenarsitzungen 
An insgesamt fünf Sitzungstagen (2. 

März. 18. Juni, 7. September, 25./26. No-
vember) diskutierte die Kommission 
hauptsächlich folgende Traktanden: 
- Frauen und Politik; Massnahmen zur 

Erhöhung des Frauenanteils bei den 
Eidgenössischen Wahlen 1999 und Sen-
sibilisiemngsarbeit (Bundesrat, Partei-
en, Medien, Wählerinnen und Wähler) 

- Bundesgesetz über genetische Unter-
suchungen am Menschen 

- Bemfsbildungsgesetz 
- Bericht des Eidg. Justiz- und Polizeide-

partementes über die rechtliche Sima-
tion gleichgeschlechtlicher Paare 

- Umsetzung des Aktionsplans «Gleich-
stellung von Frau und Mann» (Folgear-
beiten zur 4. UNO-Weltfrauenkonfe-
renz, Beijing 1995) 

- Sicherheitspolitik und Frauen (Referat 
Generalsekretär Juan Gut, Departe-
ment für Verteidigung, Bevölkemng 
und Sport) 

- Steuerreform (Referat Dr. Marc Stampfli. 
Bundesamt für Sozialversicherungen). 

1.2. Ceschäftsausschuss 
Der Ceschäftsausschuss, bestehend 

aus der Präsidentin, der Vizepräsidentin 
und dem Vizepräsidenten, traf sich re-
gelmässig zur Vorbereimng und detail-
lierten Planung der Kommissionsarbei-
ten mit dem Sekretariat. 

1.3. Arbeitsgruppen 
Die Arbeitsgmppe Politik ttaf sich im 

HinbUck auf die eidgenössischen Wahlen 
vom 24. Oktober 1999 zu verschiedenen 
Gesprächen mit Vertretern und Vertrete-
rinnen der Parteien und der Medien. Ziel-
setzung der Gespräche war es, Medien 
und Parteien für Gleichstellungsanliegen 
in der Politik vermehrt zu sensibilisieren. 

1.4. Mitglieder 
Als neue Mitglieder sind in die Kom-

mission gewählt worden: 
- Marie-Claire Caloz-Tschopp, Genève 

(Nachfolgerin von Silvia Grossenba-
cher, Basel) 

- Pascale Mahon, Neuchâtel (Nachfolger 
von Eva Ecoffey-Girardi, Villars-sur-Glâne) 

- Susanne Bmnschweiler-Locher. Wein-
felden, Schweiz. Gemeinnütziger Frau-
enverein (Nachfolgerin von Anita 
Barbara Raaflaub, Zürich) 

- Verena Bürgi-Burri, Dallenwil, Schweiz. 
Katholischer Frauenbund (Nachfolge 
rin von Rösy Blöchliger-Scherer, Hoch-
dorf) 

- Als neue Vizepräsidentin amtet Eli-
sabeth Freivogel, Basel. Sie ersetzt die 
bisherige Vizepräsidentin Silvia Gros-
senbacher. 

2. Publikationen 

2.1. Informationsmappe «Frauen Macht 
Geschichte) 

Im Juni 1999 publizierte die Kommissi-
on den zweiten Teil ihrer Informations-
mappe «Frauen Macht Geschichte». Die 
Infbrmationsmappe zum Thema Bildung 
enthält chronologische Kurzdarstellun-
gen über Mädchenbildung und Koeduka-
tion, Bemfsbildung von Frauen und Frau-
en an den Hochschulen. Der bereits 1998 
erschienene Teil I von «Frauen Macht Ge-
schichte» umfasst 14 chronologische 
Kurzdarstellungen zu den Themen Frau-
enbewegung, PoUtik und Recht. Teil l ent-
hält zudem ein farbiges Plakat im AI-For-
mat mit den wichtigsten Daten zu den ge-
nannten Bereichen. Anlass zur Herausga-
be dieser Mappe war das 150-Jahre-Ju-
biläum der Schweiz als Bundesstaat im 
Jahr 1998. Zum Zielpublikum gehören 
vor allem Lehrkräfte, Schülerinnen und 
Schüler, Smdierende, Medienleute, Politi-
kerinnen und Politiker. 

Die beiden Mappen sind in deutscher, 
französischer und italienischer Sprache 
erhältlich. 

2.2. Faltblatt (Die Frauen bei den Wahlen 
1995-1999. Der lange Weg ins Pariament» 

Gemeinsam mit dem Bundesamt für 
Statistik und dem Eidgenössischen Büro 
für die Gleichstellung von Frau und Mann 
verfasste die Eidgenössische Kommission 
fiir Frauenfragen ein Faltblatt mit akmel-
len Daten. Sie betteffen die Frauenvertre-
mng im Nationalrat seit der Einfühmng 
des Frauenstimm- und Wahlrechts (1971), 
die National- und Ständeratswahlen von 
1995 und die Entwicklung der Frauenver-
tretung bis Mai 1999 sowie die Frauen-
vertremng in den Kantonsregiemngen 
und -Parlamenten von 1996 bis Mai 1999. 
Das Faltblatt erschien anfangs August in 
deutscher, französischer und italieni-
scher Sprache in einer hohen Auflage und 
wurde an Interessierte kostenlos abgege-
ben; es ist zudem auf Intemet abmfbar 
(siehe Ausfühmngen zu 4.). 

2.3. Zeitschrift «Frauenfragem 
Schwerpunktthemen der beiden dies-

jährigen Ausgaben von «Frauenfragen» 
waren Gender Mainstreaming und Mi-
gration. 

3. Vernehmlassungen 

3.1. Stellungnahme zum Bundesgesetz 
über genetische Untersuchungen beim 
Menschen 

Die Eidg. Kommission für Frauenfra-
gen steht den neuen Möglichkeiten im 
Gen- und Reproduktionsbereich skep-
tisch gegenüber. Die Chancen und Risi-
ken möglicher Eingriffe und Manipula-
tionen sind schwer einzuschätzen und 
werden in Fachkreisen und von Betrof-
fenen äusserst unterschiedlich bewer-
tet. Die Kommission begrüsst, dass der 
Bundesrat gesetzliche Vorgaben für den 
Einsatz und Umgang mit genetischen 
Untersuchungen am Menschen formu-
liert, bemängelt jedoch, dass der Geset-
zesentwurf wesentliche Fragen offen 
lässt. Die vorgeschlagenen Regelungen 
sind oftmals unpräzise. Die ethische Di-
mension wird insgesamt zu wenig 
berücksichtigt. 

(Stellungnahme im Wortlaut in «Frauen/ra-
gen» 2.1999) 

3.2. Stellungnahme zum Bemfsbildungs-
gesetz 

Bei der Gestalmng eines zukunftsori-
entierten Angebots an Gmnd- und Wei-
terbildungsmöglichkeiten kommt dem 
Bund eine wachsende Bedeumng zu. Ein 
stärkeres Engagement des Bundes ist so-
wohl bei der Organisation der Bemfsbil-
dung als auch bei der Entwicklung und 
Bereitstellung differenzierter Bildungs-
angebote notwendig. Dies schliesst eine 
finanzielle Mehrbeteiligung des Bundes 
an den Bemfsbildungsausgaben der öf-
fentlichen Hand mit ein. Die Eidg. Kom-
mission für Frauenfragen unterstteicht 
in ihrer Stellungnahme, dass eine zeitge-
mässe Bemfsbildung sowohl die Gmnd-
bildung als auch die ständige Weiterbil-
dung umfassen muss. Sie verweist auf 
die geschlechtsspezifischen Benachteili-
gungen auf dem Weg zur bemflichen 
Gleichstellung und fordert die Umset-
zung von Massnahmen zur Verbesse-
mng der bemflichen Simation von Frau-
en. 

(Stellungnahme im Wortlaut in «Frauen/ro-
gen»2.1999) 
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3.3. Stellungnahme zum Bericht über die 
rechtliche Situation gleichgeschlechtli-
cher Paare 

Die Eidg. Kommission für Frauenfra-
gen begrüsst die Bemühungen des Bun-
desamtes für Justiz, die rechtliche Stel-
lung gleichgeschlechtlicher Paare zu ver-
bessern. Es besteht ein dringender Hand-
lungsbedarf, weil das geltende Recht 
Menschen aufgmnd ihrer sexuellen Ori-
entiemng diskriminiert. In Anbettacht 
der heutigen Vielfalt an Lebensformen 
lässt sich die Privilegiemng der Ehe als 
Instimtion heterosexueller Paare nicht 
mehr rechtfertigen. Durch die Anknüp-
fling zahlreicher Rechtsgebiete an den Zi-
vilstand werden alle, auf Dauer angeleg-
ten Lebensgemeinschaften benachtei-
ligt. Daher regt die Kommission an, nicht 
nur für gleichgeschlechtliche Paare eine 
Regelung zu finden, sondem auch Kon-
kubinatspaare in die Diskussion mitein-
zubeziehen. Konkret schlägt sie die Ku-
mulation von zwei Varianten vor, die das 
Bundesamt für Justiz in seinem Bericht 
vorgestellt hat: Die Öffnung der Ehe und 
die registrierte Partnerschaft mit relativ 
eigenständigem Inhalt. Allerdings macht 
sie den Zugang zur Ehe für gleichge-
schlechtliche Paare davon abhängig, dass 
auch Konkubinatspaare sich bei einer 
staatlichen Behörde registrieren lassen 
können. Damit würden auch sie einen 
anerkannten rechtlichen Stams erlan-
gen, ohne dafür heiraten zu müssen. 

(Stellungnahme im Wortlaut in diesem Heft) 

3.4. Stellungnahme zur Förderung der 
Ceschlechterforschung (Cender Studies) 

Die Kommission hat im Jahr 1999 ver-
schiedentlich zu Fragen der Geschlech-
terforschung Stellung genommen. Sie 
unterstützte und begleitete insbesonde-
re die Aktivitäten des Schweizerischen 
Wissenschaftsrates, der eine Bestandes-
aufnahme zur Simation der Geschlech-
terforschung in der Schweiz vorgenom-
men hat. Die Kommission äusserte sich 
zum Bericht des Wissenschaftsrates «Be-
gutachmng von Forschung und Lehre in 
Gender Studies/Women's Smdies in der 
Schweiz durch internationale Expertin-
nen» und nahm am Hearing mit den Be-
gutachterinnen vom 5. Juni 1999 teil. Sie 
vertrat dabei die Auffassung, dass in den 
letzten Jahren in der Schweiz eine quali-
tativ hochstehende Forschungsarbeit im 
Bereich Frauen- und Geschlechterfor-
schung geleistet worden ist. Gleichwohl 
ist deren institutionelle Verankemng in 
Lehre und Forschung eine unabdingbare 
Notwendigkeit. Insbesondere in Medi-
zin, Namr- und Technikwissenschaften, 
Rechtswissenschaften und Ökonomie be-
steht ein besonderer Handlungsbedarf. 
Um das Potential der Frauen- und Ge-
schlechterforschung stmkturell besser 

abzustützen, müssen sich der integrative 
Ansatz (Gender Smdies als Teilaspekt je-
der wissenschaftlichen Disziplin) und der 
autonome Ansatz (eigenständige Lehr-, 
Forschungs- und Koordinationseinrich-
mngen) ergänzen. 

3.5. Stellungnahme zum UNO-Überein-
kommen über die Rechte des Kindes 

Das UNO-Überemkommen von 1989 
über die Rechte des Kindes ist in der 
Schweiz seit dem 26. März 1997 in Kraft. 
Der erste Bericht der Schweiz an das UNO-
Kinderkomitee zur Umsetzung der Ver-
ttagspflichten soll im Jahr 2000 vorliegen. 
Die Eidg. Kommission für Frauenfragen 
hat im Febmar 1999 zu einem ersten Ent-
wurf dieses Berichts Stellung nehmen 
können. In ihrer Stellungnahme weist sie 
insbesondere darauf hin, dass aufgmnd 
der unterschiedüchen Simation von 
Mädchen und Jungen in der Gesellschaft 
die verschiedenen Themenbereiche je-
weils auch unter der Geschlechterper-
spektive bettachtet werden müssen. Sie 
setzt sich zudem dafür ein, dass der Be-
richt eine kritische Bestandesaufhahme 
beinhaltet und Perspektiven einer schwei-
zerischen Kinder- und Jugendpolitik für 
Mädchen und Jungen aufgezeigt werden. 

4. Schwerpunktthema Frauen und 
Politik/Eidgenössische Wahlen 1999' 

4.1. Parteien 
• Überparteiliches Manifest «Mehr Frau-
en ins Parlament!» 
• Zweiter Runder Tisch mit Parteispitzen 
und Cleichstellungsbeauftragten der Par-
teien. Die Kommission organisierte am 
21. Januar 1999 einen zweiten partei-
übergreifenden Runden Tisch mit den 
Parteispitzen und den Gleichstellungsbe-
auftragten der Parteien. Gmndiage des 
Gesprächs bildete das von der Kommissi-
on gemeinsam mit den Gleichstellungs-
beauftragten entwickelte überparteili-
che Manifest «Mehr Frauen ins Parla-
ment!» welches im Mai 1998 der Öffent-
lichkeit vorgestellt und im Juni 1998 be-
reits ein erstes Mal mit den Parteispitzen 
diskutiert worden war. Ziel des zweiten 
Runden Tisches war der parteiübergrei-
fende Informations- und Meinungsaus-
tausch über geplante und umgesetzte 
Massnahmen zur Unterstützung der 
Frauen in den Parteien. Es wurde verein-
bart, den parteiübergreifenden Aus-
tausch über Massnahmen zur Fördemng 
der Gleichstellung von Frau und Mann in 
der Politik nach den Wahlen vom Okto-
ber 1999 fortzuführen. 

4.2. Medien 
Ausgangspunkt für die Kontakte mit 

den Medien war die von der Eidg. Kom-
mission für Frauenfragen herausgegebe-

ne Smdie «Die Medienpräsenz von Kandi-
datinnen in den Medien. Geschlechtsspe 
zifische Medienanalyse zu den Eidg. 
Wahlen 1995» sowie die sechs Fordemn-
gen, welche die Kommission im Mai 1998 
zuhanden der Schweizerischen Radio-
und Fernsehgesellschaft formuliert hatte. 

• Kontakte mit den Chefredaktoren der 
Schweizerischen Radio- und Fernsehge-
sellschaft SRC über eine verbesserte Me-
dienpräsenz von Kandidatinnen für die 
National- und Ständeratswahlen 1999. 
Nachdem sich bereits im Mai 1998 eine 
Delegation der Kommission zu einer Aus-
sprache mit Vertretern der Schweizeri-
schen Radio- und Fernsehgesellschaft 
SRG getroffen hatte, nahm am 29. Juni 
1999 eine Vertremng der Eidg. Kommis-
sion für Frauenfragen gemeinsam mit 
den Chefredaktoren eine Einschätzung 
der von der SRG ergriffenen Massnah-
men zur Fördemng der Gleichstellung 
vor. Obschon das Gespräch wenig kon-
krete Ergebnisse erbrachte, zeigte sich 
doch, dass zumindest seitens der SRG der 
Handlungsbedarf erkannt worden ist. So 
wurde vereinbart, den begonnenen In-
formations- und Erfahmngsaustausch 
auch nach den Wahlen fortzusetzen. 

• Untersuchung über die Medienpräsenz 
von Kandidatinnen bei den eidgenössi-
schen Wahlen 1999. Das Instimt für Me-
dienwissenschaft der Universität Bem 
und der SRG-Forschungsdienst fuhren ge-
meinsam eine Untersuchung durch; ana-
lysiert werden die Informätionsangebote 
von Radio und Femsehen vor den eid-
genössischen Wahlen 1999. Im Rahmen 
dieses Projekts wird - auf Anregung der 
Eidg. Kommission für Frauenfragen -
auch die Medienpräsenz der Kandidatin-
nen untersucht. Das Gesamtprojekt wird 
vom Schweizerischen Nationalfonds, der 
SRG und dem Bundesamt für Kommuni-
kation (BAKOM) finanziert. Die Eidg. Kom-
mission für Frauenfragen begleitet die 
Durchfühmng des Teilprojekts «Gender» 
und beteiligt sich an dessen Finanziemng. 

• Gespräch mit den Chancengleichheits-
delegierten der SRC. Im Januar 1999 traf 
sich eine Delegation der Eidg. Kommissi-
on für Frauenfrageri mit dem Chancen-
gleichheitsdelegierten und Leiter von 
Human Resources sowie den Chancen-
gleichheitsdelegierten der verschiedenen 
Untemehmenseinheiten der SRG. Die 
Vertreterinnen der SRG stellten ihr Kon-
zept zur Verwirklichung der Chancen-
gleichheit im Unternehmen vor. Als Basis 
dienen die von der SRG verabschiedeten 
Thesen (Frauenforderprogramm) und 
weitere interne Regelungen sowie vor 
allem das Bundesgesetz über die 
Gleichstellung von Frau und Mann 
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(Gleichstellungsgesetz). Diskutiert wurde 
insbesondere über die Hindemisse auf 
dem Weg zur Gleichstellung und über 
konkrete Möglichkeiten zur Verbesse-
mng der Stellung der Frauen im Unter-
nehmen. Der Stand der Gleichstellungs-
bemühungen ist je nach Untemehmens-
einheit unterschiedlich. Es zeigte sich, 
dass die Realisiemng der internen Gleich-
stellung stark vom Willen der Vorgesetz-
ten abhängig ist, sich in dieser Thematik 
zu engagieren. 

4.3. Interdépartementale Arbeitsgruppe 
Wahlen 

Im Juni 1998 wandte sich die Eidg. Kom-
mission für Frauenfragen mit der Bitte an 
den Bundespräsidenten, der Bundesrat 
möge für die eidgenössischen Wahlen im 
Jahr 1999 Massnahmen zur Verbessemng 
der Vertremng der Frauen im Pariament 
prüfen. Die Kommission regte insbeson-
dere die Durchfühmng einer Informati-
ons- und Sensibilisiemngskampagne des 
Bundes an. Diese Kampagne sollte zwei 
Stossrichmngen beinhalten: 
- eine Auffordemng an die Bürgerinnen 

und Bürger zur aktiven Teilnahme an 
der Wahl 

- eine Auffordemng zur vermehrten 
Wahl von Frauen. 
In der Folge setzte der Bundesrat im 

November 1998 eine interdépartementa-
le Arbeitsgmppe ein, in welcher die Mög-
lichkeiten einer Kampagne auf Bundes-
ebene sowie weitere Massnahmen ge-
prüft werden sollten. Die Eidg. Kommis-
sion für Frauenfragen konnte in dieser 
Arbeitsgmppe Einsitz nehmen. 

Zur Sprache kamen folgende Themen: 
- Wahlkampagne des Bundes 
- Wahlanleimng 
- Kreisschreiben des Bundesrates an die 

Kantonsregiemngen über die Gesamt-
emeuemngswahl des Nationalrates 
vom 24. Oktober 1999 

- Leitfaden der Bundeskanzlei für kandi-
dierende Gmppiemngen. 

• Wahlkampagne des Bundes. Im Auf-
trag des Bundesrates arbeitete die inter-
départementale Arbeitsgmppe drei Vari-
anten einer Informationskampagne aus. 
Diese sollte sich sowohl mit dem Appell 
zur Wahlbeteiligung als auch zur Berück-
sichtigung von Frauenkandidaturen an 
die Wahlberechtigten richten. Die Kam-
pagne konnte jedoch nicht durchgeführt 
werden. Zwar bewilligte der Bundesrat 
eine Testkampagne in drei Agglomera-
tionen, der dafür notwendige Finanzkre-
dit wurde aber vom Parlament verwei-
gert. 

• Wahlanleitung. Im Hinblick auf die Na-
tionalratswahlen publiziert die Bundes-
kanzlei jeweils eine Broschüre mit prak-

tischen Erläutemngen. Diese Wahlanlei-
tung, die an Kantone, Gemeinden, Schu-
len und Parteien sowie an alle Haushalte 
versandt wird, ist von der interdeparte-
mentalen Arbeitsgmppe überarbeitet 
worden. Neben der Darstellung des Frau-
enanteils im Nationalrat (Kandidatinnen 
und Gewählte) und der Entwicklung seit 
der Einfühmng des Stimm- und Wahl-
rechts für Frauen sind in der Wahlbro-
schüre auch Informationen zum Frau-
enanteil bei den einzelnen Parteien zu 
finden. Wer dazu beitragen möchte, den 
Frauen zu mehr Wahlchancen zu verhel-
fen, findet entsprechende Hinweise. Tm 
Vorwort weist der Bundeskanzler zudem 
auf die nach wie vor zu geringe Vertre-
mng der Frauen im Parlament hin und 
plädiert für eine ausgewogene Vertre-
mng der Geschlechter in der Politik. 

• Kreisschreiben des Bundesrates an die 
Kantonsregierungen über die Cesamter-
neuerungswahl des Nationalrates vom 
24. Oktober 1999. Die interdépartemen-
tale Arbeitsgmppe Wahlen überarbeitete 
das Kreisschreiben des Bundesrates an 
die Kantonsregiemngen, die vor jeder 
Gesamtemeuemngswahl des National-
rates herausgegeben wird. Auf Vorschlag 
der Arbeitsgmppe wurde in dieses 
Schreiben erstmals ein Kapitel zur Re-
präsentation der Frauen in der Politik 
aufgenommen. 

• Leitfaden der Bundeskanzlei für kandi-
dierende Gruppierungen. Ebenfalls in die 
Arbeiten der interdepartementalen Ar-
beitsgmppe einbezogen wurde der Leit-
faden für kandidierende Gmppiemngen 
zu den Nationalratswahlen. Dieser rich-
tet sich jeweils vor den Wahlen an die Ge-
neralsekretariate der Parteien und weite-
re interessierte Gmppiemngen. Erstmals 
wurde ein Kapitel zur Repräsentation der 
Frauen und ein weiteres Kapitel über die 
Möglichkeiten gezielter Fördemng von 
Frauen in diesen Leitfaden aufgenom-
men. 

4.4. Allgemeine Öffentlichkeitsarbeit 
Das Faltblatt «Die Frauen bei den Wahlen 
1995-1999. Der lange Weg ins Parlament» 
wurde kostenlos an interessierte Kreise 
abgegeben (siehe Ausfühmngen zu 2.2.). 

5. internationale Cleichstellungspolitik 

5.1. Aktionsplan der Schweiz iCleichstel-
lung von Frau und Mann> (Folgearbeiten 
Beijing) 

Die Kommission befasste sich mit dem 
Aktionsplan «Gleichstellung von Frau 
und Mann», der von einer interdeparte-
mentalen Arbeitsgmppe als schweizeri-
sche Folgearbeit nach der 4. UNO-Welt-
frauenkonferenz von Beijing (1995) ent-

wickelt und im März 1999 vom Bundes-
rat verabschiedet worden ist. Die Kom-
mission setzte sich schwerpunktmässig 
mit den Empfehlungen auseinander, bei 
denen sie als Adressatin ausdrücklich er-
wähnt ist. 

5.2. Konferenz des Europarates über 
Cender Mainstreaming in Athen 

Vom 16. bis 18. September 1999 hat der 
Europarat eine Konferenz zum Thema 
«L'approche intégrée de l'égalité entte les 
femmes et les hommes: une chance pour 
le 21e siècle» (Gender Mainstreaming) 
durchgeführt. Neben der Direktorin des 
Eidg. Büros für die Gleichstellung von 
Frau und Mann nahmen die Präsidentin 
der Eidg. Kommission für Frauenfragen 
sowie die Leiterin des Kommissions-
sekretariats als Mitglieder der Schweizer 
Delegation teil. An der Konferenz wur-
den die Voraussetzungen und die Reali-
siemngsschritte des Gender Mainstrea-
ming sowie Beispiele von «guter Praxis» 
auf nationaler, regionaler und kommu-
naler Ebene diskutiert. Die Eidgenössi-
sche Kommission für Frauenfragen hat 
sich bereits im vergangenen Jahr mit der 
Thematik befasst, indem sie gemeinsam 
mit dem Eidgenössischen Büro für die 
Gleichstellung von Frau und Mann im 
Dezember 1998 eine nationale Tagung 
über Gender Mainstteaming organisierte 
und die Fachreferate in ihrer Zeitschrift 
«Frauenfragen» abdmckte (siehe Aus-
fühmngen zu 2.3.). 

6. Verschiedenes 

6.1. Internet-Auftritt der Kommission 
Die Eidg. Kommission für Frauenfra-

gen soll künftig auch auf dem Intemet 
präsent sein. Ein entsprechendes Kon-
zept wird zusammen mit dem Eidg. Büro 
für die Gleichstellung von Frau und 
Mann (EBG) erarbeitet. Diese Zusammen-
arbeit ergibt sich einerseits aus der ge-
meinsamen Thematik und andererseits 
aus der administrativen Zuordnung des 
Kommissionssekretariats zum EBG. Ge-
plant ist, die EKF sowohl über eine selbst-
ständige Adresse als auch als Link über 
das EBG abzumfen. Der Auftritt wird im 
Jahr 2000 erfolgen. 

Anmerkungen 
1 Auf Intemet sind abrufbar (Stand Dezember 
1999): 
- die Wahlanleitung (wmv.pd.odmin.ch) 
- das Kreisschreiben des Bundesrates an die 
Kantonsregierungen (mv;v.l5li:.ûdmin.ch) 
- der Leitfaden für kandidierende Gruppierun-
gen (wvvw.blc.admin.ch) 
- das Faltblatt «Die Frauen bei den Wahlen 
1995-1999. Der lange Weg ins Parlament» 
(www.fldmin.cii/b.̂ ) 
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Aktivitäten 

Eidg. Kommission für Frauenfragen: 
Jahresplanung 2000 
I. Tätigkeitsschwerpunkte 

Schwerpunkt 1 
Frauen und Politik 

Die Eidgenössische Kommission für 
Frauenfragen wird sich weiterhin für ei-
ne ausgewogene Vertremng von Frauen 
und Männem in der Politik einsetzen. 
Angesprochen werden die Parteien, die 
Medien, die Frauenorganisationen sowie 
die Öffentlichkeit. 

Der Dialog mit den Parteien über Mass-
nahmen zur Fördemng der Gleichstel-
lung von Frau und Mann in der Politik 
wird fortgeführt. Die nach den National-
ratswahlen vom Oktober 1999 bei den 
Parteifrauen durchgeführte Umfrage 
über die Umsetzung des überparteili-
chen Manifests zu den eidgenössischen 
Wahlen 1999 «Mehr Frauen ins Parla-
ment!» wird ausgewertet und als Gmnd-
iage für weitere Aktivitäten mit den Par-
teien dienen. 

Im Herbst 2000 erscheint eine Studie 
des Instimts für Medienwissenschaft der 
Universität Bem und des Forschungs-
dienstes der Schweizerischen Radio- und 
Fernsehgesellschaft (SRG) über die Infor-
mationsangebote von Radio und Femse-
hen vor den eidgenössischen Wahlen 
1999. Im Rahmen dieses Projekts wird 
auch die Medienpräsenz der Kandidatin-
nen untersucht. Die Kommission ist an 
der Untersuchung beteiligt und wird die 
Thematik gemeinsam mit der SRG wei-
terbearbeiten. 

Nachdem die Kampagne zur Sensibili-
siemng der Wählerinnen und Wähler, 
die die Eidgenössische Kommission für 
Fraüenfragen dem Bundesrat vorgeschla-
gen hatte, für die Wahlen 1999 nicht 
durchgeführt werden konnte, wird die 
Kommission die Möglichkeiten einer 
Kampagne sowie weitere Massnahmen 
im Hinblick auf die Wahlen 2003 prüfen. 

Schwerpunkt 2 
Umsetzung des Aktionsplans (Gleich-
stellung von Frau und Mann> 
Die Kommission befasst sich hauptsäch-
lich auf zwei Ebenen mit der Umsetzung 
des Aktionsplans «Gleichstellung von Frau 
und Mann» (Folgearbeiten der 4. UNO-
Weltfrauenkonferenz von Beijing 1995): 
- Fördemng der gleichberechtigten Teil-
habe der Frauen in der Politik (siehe 
Schwerpunkt 1) 
- Entwicklung eines Weiterbildungs-
konzepts zur Schulung von Fühmngs-

personen in Gleichstellungsfragen. Die 
Vermittlung von Kenntnissen in Gleich-
stellungsfragen ist eine wesentliche Vor-
aussetzung für Gender Mainstreaming. 
Das Weiterbildungsangebot soll Perso-
nen in Entscheid- und Fühmngspositio-
nen für die Umsetzung gleichstellungs-
bezogener Massnahmen in ihrem Tätig-
keitsbereich gewinnen und ihnen die 
hierzu notwendige Handlungskompe-
tenz vermitteln. Bereits bestehende Wei-
terbildungsangebote zum Thema sollen 
bei der Entwicklung eines Konzepts 
berücksichtigt werden. 

Schwerpunkt 3 
Präventions- und Interventionsprojekte 
gegen Gewalt an Frauen 

Die Kommission wird sich über den 
Stand der in verschiedenen Kantonen ge-
planten, angelaufenen oder bereits 
durchgeführten Präventions- und Inter-
venüonsprojekte gegen Gewalt an Frauen 
informieren. Die in diesen Projekten ge-
sammelten Erfahmngen sollen ausge-
wertet und in eine Diskussion über künf-
tige Aktivitäten auf Bundesebene einbe-
zogen werden. 

Schwerpunkt 4 
Erarbeitung und Publikation von Ver-
nehmlassungsstellungnahmen 

Zu gleichstellungsrelevanten Gesetzes-
vorhaben und Berichten werden Stellung-
nahmen erarbeitet. Bereits angekündigt 
sind folgende Vemehmlassungen: 
- Erster Bericht der Schweiz zum UNO-

Übereinkommen über die Rechte des 
Kindes 

- Erster Bericht der Schweiz zum UNO-
Übereinkommen gegen jede Form von 
Diskriminiemng der Frau. 

Schwerpunkt 5 
Publikation der Zeitschrift Frauenfragen 

Es sollen zwei Nummern der Zeit-
schrift «Frauenfragen» zu akmellen The-
men erscheinen. Der Schwerpunkt von 
Frauenfragen Nr. 1. 2000 lautet «Frauen-
perspektiven in der Politik». Das Thema 
von «Frauenfragen» Nr. 2. 2000 wird im 
Frühjahr bestimmt. 

Schwerpunkt 6 
Aktualisierung des Erscheinungsbildes 
und des Kommunikationsauftritts der 
Kommission 

Eine Basisdokumentation über Aufga-
ben und Aktivitäten der Kommission 

wird erarbeitet. Damit soll die Informati-
on über die Rolle der Kommission und 
ihr Beittag zur Gleichstellung von Frau 
und Mann verbessert werden und mittels 
Gratisabgabe in vier Sprachen ein breites 
Publikum erreichen können. Parallel da-
zu wird der Auftritt der Kommission im 
Intemet vorbereitet. 

II. Weitere Themen 

Die Eidgenössische Kommission für 
Frauenfragen befasst sich laufend mit 
verschiedenen frauen- und gleichstel-
lungsrelevanten Themen. Dazu gehören 
neben den bereits genannten Schwer-
punkten im weiteren: 
- Entwicklung und Perspektiven der 

Frauen- und Gleichstellungspolitik 
- Arbeitsmarkt- und Beschäftigungsp)oli-

tik 
- Bemfsbildung 
- Frauen in Wissenschaft und For-

schung, Gender Smdies 
- Vereinbarkeit Bemf und Familie 
- Familienexteme Kinderbetreuung 
- Sozialpolitik 
- Steuem 
- Folgearbeiten der 4. UNO-Weltfrauen-

konferenz von Beijing (1995) auf natio-
naler und intemationaler Ebene. 
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Activités 

Commission fédérale pour les questions 
féminines: Rapport d'activité 1999 
1. Remarques d'ordre général 

1.1. Séances plénières 
Lors de ses cinq séances plénières (2 

mars, 18 juin, 7 septembre, 25/26 no-
vembre), la Commission a principale-
ment ttaité les thèmes suivants: 
- Femmes et politique: mesures visant à 

augmenter la proportion de femmes 
aux élertions de 1999 et travail de sen-
sibilisation (Conseil fédéral, partis, mé-
dias, électrices et élerteurs) 

- Loi fédérale sur l'analyse génétique hu-
maine 

- Loi sur la formation professionnelle 
- Rapport du Département fédéral de ju-

stice et police sur la simation juridique 
des couples homosexuels 

- Mise en œuvre du plan d'action «Ega-
lité entre femmes et hommes» (suivi de 
la 4e Conférence mondiale de l'ONU 
sur les femmes, Pékin, 1995) 

- La politique de sécurité et les femmes 
(conférence du secrétaire général Juan 
Gut, Département de la défense, de la 
protection de la population et des 
sports) 

- Réforme fiscale (conférence du Dr 
Marc Stampfli, Office fédéral des assu-
rances sociales). 

I.Z.Bureau 
Le bureau, composé de la présidente, 

de la vice-présidente et du vice-président, 
s'est réuni à intervalles réguliers pour 
préparer et planifier en détail les travaux 
de la Commission avec le secrétariat. 

1.3. Croupes de travail 
En perspective des élertions fédérales 

du 24 octobre 1999, le groupe de travail 
Politique a eu plusieurs entretiens avec 
des représentantes et des représentants 
des partis et des médias. Ces entretiens 
avaient pour but de mieux sensibiliser les 
médias et les partis à l'exigence d'égalité 
dans la politique. 

1.4. Membres 
Les nouvelles membres suivantes ont 

été élues à la Commission: 
- Marie-Claire Caloz-Tschopp, Genève 

(succède à Silvia Grossenbacher, Bâle) 
- Pascale Mahon, Neuchâtel (succède à 

Eva Ecoffey-Girardi, Villars-sur-Glâne) 
- Susanne Bmnschweiler-Locher, Wein-

felden. Société d'utilité publique des 
femmes suisses (succède à Anita Barba-
ra Raaflaub, Zurich) 

- Verena Bürgi-Burri, Dallenwil, Ligue 
suisse des femmes catholiques (succè-
de à Rösy Blôchiger-Scherer, Hochdorf) 

- Elisabeth Freivogel, Bâle, a pris la fonc-
tion de vice-présidente, succédant ain-
si à Silvia Grossenbacher. 

2. Publications 

2.1. Dossier d'information (Femmes 
Pouvoir Histoire) 

La Commission a publié en juin 1999 la 
deuxième partie de son dossier d'infor-
mation «Femmes Pouvoir Histoire», 
consacrée à l'éducation et à la formation. 
Le dossier contient de courtes présenta-
tions chronologiques sur l'éducation des 
filles et la mixité, la formation profes-
sionnelle des femmes et les femmes dans 
l'enseignement supérieur. La première 
partie du dossier, publiée en 1998, com-
prend 14 résumés chronologiques re-
groupés en trois grands thèmes: mouve-
ment fénuniste, politique et droit. Ce 
dossier contient en outte un poster de 
format Al sur lequel figurent les dates les 
plus importantes dans les domaines évo-
qués. C'est à l'occasion du 150e anniver-
saire de l'Etat fédéral que la Commission 
a publié ce dossier, en 1998. Celui-ci 
s'adresse surtout au corps enseignant, 
aux élèves, aux émdiantes et émdiants, 
aux journalistes, et aux politiciennes et 
politiciens. 

Les deux dossiers sont disponibles en 
français, allemand et italien. 

2.2. Dépliant (Les femmes et les élections 
de 1995 à 1999. La difficile conquête du 
mandat de députée) 

De concert avec l'Office fédéral de la 
statistique et le Bureau fédéral de l'égali-
té entre femmes et hommes, la Commis-
sion a publié un dépliant présentant des 
données acmalisées sur la représenta-
tion des femmes au Conseil national de-
puis l'introduction du droit de vote et 
d'éUgibilité des femmes en 1971. On y 
trouve en outre des informations sur les 
élections au Conseil national et au 
Conseil des Etats de 1995 et l'évolution 
de la représentation féminine jusqu'en 
mai 1999, ainsi que sur la proportion de 
femmes dans les gouvernements et les 
parlements cantonaux de 1996 à mai 
1999. Le dépliant a pam début août en 
français, allemand et italien. Tiré à un 
très grand nombre d'exemplaires, le dé-
pliant a été distribué gramitement à tou-

te personne intéressée. 11 est également 
téléchargeable sur Intemet (voir aussi 
sous 4.). 

2.3. Revue (Questions au féminim 
L'approche intégrée de l'égalité (gen-

der mainstreaming) et les migrations ont 
constimé les thèmes respectifs princi-
paux des deux éditions de «Questions au 
féminin» publiées en 1999. 

3. Procédures de consultation 

3.1. Prise de position sur la loi fédérale 
sur l'analyse génétique humaine 

La Comitùssion fédérale pour les ques-
tions féminines considère avec scepticis-
me les possibilités proposées dans les do-
maines de la génétique et de la repro-
durtion. 11 faut peser avec grand soin les 
chances et les risques d'immixtion et de 
manipulation, sur lesquels tant les ex-
pert-e-s que les personnes concernées ont 
des avis fort divergents. La Commission 
salue le fait que le Conseil fédéral for-
mule des prescriptions légales relatives à 
l'inttoduction et à l'utilisation de l'ana-
lyse génétique humaine, mais elle re-
grette que le projet de loi laisse ouvertes 
des questions pourtant essentielles. Les 
réglementations proposées sont souvent 
imprécises. Dans l'ensemble, la dimen-
sion éthique n'est pas suffisamment pri-
se en considération. 

(Texte de la prise de position dans 
«Questions au féminim 2.1999) 

3.2. Prise de position sur la loi sur la for-
mation professionnelle 

La mission d'organiser une offre de for-
mation de base et de formation continue 
orientée vers le fumr confère à la Confé-
dération une importance croissante. La 
Confédération devrait s'engager plus 
avant, tant dans l'organisation de la for-
mation professionnelle que dans l'élabo-
ration et la mise en place d'offres de for-
mation différenciées. Cela implique une 
participation financière accme de la 
Confédération aux dépenses publiques 
en matière de formation professionnelle. 
Dans sa prise de position, la Commission 
fédérale pour les questions féminines 
souligne qu'une formation profession-
nelle moderne doit comprendre aussi 
bien la formation de base que la forma-
tion continue. Elle attire l'attention sur 
les discriminations dues au sexe qui exis-
tent encore sur le chemin de l'égalité pro-
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fessionnelle et demande la mise en 
œuvre de mesures visant à améliorer la 
situation professionnelle des femmes. 

(Texte de la prise de position dans «Ques-
tions au féminim 2.1999) 

3.3. Prise de position sur le rapport sur 
la situation juridique des couples homo-
sexuels 

La Commission fédérale pour les ques-
tions féminines salue les efforts faits par 
l'Office fédéral de la justice pour amélio-
rer la situation juridique des couples de 
même sexe. 11 existe en effet un besoin, 
urgent d'agir car le droit en vigueur dis-
crimine les gens en fonction de leur 
orientation sexuelle. Vu la diversité ac-
melle des modes d'organisation de la vie, 
il n'est plus légitime de privilégier le seul 
mariage hétérosexuel en tant qu'institu-
tion. Etant donné que de nombreux do-
maines du droit sont liés à l'état civil, 
toutes les communautés de vie basées sur 
la durée sont discriminées. C'est la raison 
pour laquelle la Commission propose 
que les discussions sur la nouvelle régle-
mentation ne s'arrêtent pas aux couples 
de même sexe mais incluent aussi le 
concubinage. Concrètement, la Commis-
sion suggère de cumuler deux variantes 
proposées par le Département fédéral de 
justice et police dans son rapport: l'ou-
vermre du mariage aux couples homo-
sexuels et le partenariat enregistré avec 
effets relativement autonomes. La Com-
mission considère que l'accès au mariage 
pour les couples de même sexe doit im-
pérativement aller de pair avec la possi-
bilité pour les couples concubins de faire 
enregistrer leur partenariat par une au-
torité étatique. Ainsi les couples concu-
bins obtiendraient aussi un statut recon-
nu, sans devoir pour autant se marier. 

(Texte de la prise de position dans ce numé-
ro) 

3.4. Prise de position sur la promotion 
de la recherche en études genre (gender 
studies) 

Durant l'année 1999, la Commission a 
pris position à plusieurs reprises sur la 
question de la recherche en émdes gen-
re. Elle a en particulier soutenu et ac-
compagné les activités du Conseil suisse 
de la science, qui a fait un état des lieux 
de la simation en matière d'études genre 
en Suisse. La Commission s'est exprimée 
sur le rapport du Conseil suisse de la 
science «Appraisal of research and tea-
ching in gender studies / women's smdies 
in Switzerland by international experts» 
de même qu'elle a pris part au hearing 
avec les expert-e-s le 5 juin 1999. La Com-
mission a donné son avis selon lequel un 
travail de très bonne qualité a été ac-
compli en Suisse au cours de ces der-
nières années dans le domaine des études 

genre. Leur instimtionnalisation dans 
l'enseignement et dans la recherche est 
une nécessité inéluctable. Il faut tout par-
ticulièrement agir dans les disciplines de 
la médecine, des sciences techniques et 
de la nature, du droit et de l'économie. Si 
l'on veut mieux assurer sur le plan stmc-
mrel le potentiel des émdes genre, il faut 
les élargir à la fois dans leur dimension 
intégrative (émdes genre en tant qu'as-
pect partiel de toutes les disciplines ' 
scientifiques) et dans leur dimension au-
tonome (enseignement, recherche et co-
ordination propres aux émdes genre). 

3.5. Prise de position sur la Convention 
de l'ONU relative aux droits de l'enfant 

La Convention de l'ONU de 1989 sur les 
droits de l'enfant est en vigueur en Suis-
se depuis le 26 mars 1997. Le premier rap-
port de mise en œuvre des engagements 
pris devra être rendu au Comité de l'ONU 
sur les droits de l'enfant durant l'année 
2000. En février 1999, la Commission fé-
dérale pour les questions féminines a pu 
prendre position sur le premier projet de 
ce rapport. A cette occasion, elle a parti-
culièrement attiré l'attention sur le fait 
que, étant donné les simations diffé-
rentes dans lesquelles se trouvent les gar-
çons et les filles dans notre société, il 
était nécessaire de considérer les divers 
thèmes ttaités aussi dans une perspecti-
ve de genre. Elle a également plaidé pour 
que le rapport contienne une prise de po-
sition critique ainsi que des perspectives 
en vue d'une politique suisse de l'enfan-
ce et de la jeunesse qui bénéficie aux 
deux sexes. 

4. Thème prioritaire Femmes et politique 
/Elections fédérales de 1999 

4.1.Partis 
• Manifeste interpartis «Davantage de 
femmes au ParlementI» 
• Deuxième table ronde avec des respon-
sables et des chargé-e-s de l'égalité des 
partis. Le 21 janvier 1999, la Commission 
a organisé une deuxième table ronde in-
terpartis avec des responsables et des 
chargé-e-s de l'égalité dans les partis. Le 
manifeste interpartis «Davantage de fem-
mes au ParlementI» a servi de base à la di-
scussion. Elaboré par la Commission en 
collaboration avec les chargé-e-s de l'éga-
lité des partis, le manifeste avait été pré-
senté au public en mai 1998 et avait déjà 
fait l'objet d'une première discussion 
avec les responsables de partis en juin de 
la même année. La deuxième table ronde 
avait pour but de permettre un échange 
interpartis d'informations et d'opinions 
sur les mesures prévues et mises en œu-
vre pour soutenir les femmes dans les 
partis. Les participant-e-s à la deuxième 
table ronde ont décidé de poursuivre cet 

échange interpartis sur les mesures en fa-
veur de la promotion de l'égalité entre 
femmes et hommes en politique après les 
élertions d'ortobre 1999. 

4.2. Médias 
Deux documents ont constitué le point 

de départ des contacts avec les médias: 
l'étude publiée par la Commission fédé-
rale pour les questions féminines intitu-
lée «Die Medienpräsenz von Kandidatin-
nen in den Medien. Geschlechtsspezi-
fische Medienanalyse zu den Eidg. Wah-
len 1995», d'une part, et les six revendi-
cations qu'avait formulées la Commis-
sion en mai 1998 à l'intention de la So-
ciété suisse de radiodiffusion et télévi-
sion d'autre part. 

• Contacts avec les rédacteurs en chef dé 
la Société suisse de radiodiffusion et télé-
vision (SSR) en vue d'assurer une meilleu-
re présence dans les médias des candida-
tes au Conseil national et au Conseil des 
Etats lors des élections de 1999. En mai 
1998, une délégation de la Commission 
fédérale pour les questions féminines 
avait rencontré des représentants de la 
Société suisse de radiodiffusion et télévi-
sion (SSR). Le 29 juin 1999, une déléga-
tion de la Commission a évalué avec les 
rédacteurs en chef de la SSR les mesures 
prises en faveur de la promotion de l'é-
galité. Si la discussion n'a donné lieu qu'à 
peu de résultats concrets, la nécessité 
d'agir a au moins été reconnue par la SSR. 
Il a été décidé de poursuivre cet échange 
d'informations et d'expériences après les 
élections. 

• Enquête sur la présence dans les médias 
des candidates aux élections fédérales de 
1999. L'Instimt des sciences des médias 
(Institut für Medienwissenschaft) de l'U-
niversité de Berne et le service de la re-
cherche de la SSR ont procédé ensemble 
à une analyse de l'information proposée 
par la radio et la télévision avant les élec-
tions fédérales de 1999. Dans ce cadre, et 
sur invite de la Commission fédérale 
pour les questions féminines, la présen-
ce des candidates dans les médias a éga-
lement fait l'objet d'une analyse. L'en-
semble du projet est financé par le Fonds 
national suisse, la SSR et l'Office fédéral 
de la communication. La Commission 
fédérale pour les questions féminines ac-
compagne le déroulement du sous-projet 
«genre» et participe également à son fi-
nancement. 

• Discussion avec les délégués à l'égalité 
des chances de la SSR. En janvier 1999, 
une délégation de la Commission fédéra-
le pour les questions féminines a ren-
contré le délégué à l'égalité des chances 
et directeur des ressources humaines de 

Frauenfragen 1.2000 
Questions au féminin 
Problemi al femminile 136 



Rapport d'activité 1999 

la SSR, ainsi que les délégués à l'égalité 
des chances de différents départements. 
Les représentant-e-s de la SSR ont pré-
senté leur plan de réalisation de l'égalité 
des chances dans l'entteprise. Les «thè-
ses» (programme de promotion des fem-
mes) adoptées par la SSR ainsi que d'au-
ttes réglementations intemes et, surtout, 
la loi sur l'égalité entte femmes et hom-
mes (loi sur l'égalité) ont servi de base à 
la discussion. On a plus particulièrement 
parlé des obstacles sur le chemin de l'é-
galité et des possibilités concrètes d'amé-
liorer la simation des femmes dans l'en-
treprise. L'état des efforts en faveur de l'é-
galité varie selon les différents départe-
ments. On a pu se rendre compte que la 
réalisation de l'égalité à l'intérieur de 
l'entreprise dépendait très fortement de 
la volonté des supérieur-e-s de s'engager 
- ou non - dans cette voie. 

4.3. Croupe de travail interdépartemen-
tal Elections 

En juin 1998, la Commission fédérale 
pour les questions féminines a demandé 
à la ftésidente de la Confédération si le 
Conseil fédéral pouvait examiner des me-
sures en vue d'améliorer la représenta-
tion féminine au Parlement lors des élec-
tions fédérales de 1999. La Commission a 
notamment insisté sur le lancement 
d'une campagne d'information et de sen-
sibilisation de la Confédération. La cam-
pagne devait s'appuyer sur deux axes: 
- une invite aux citoyennes et aux citoy-

ens à prendre activement part au vote 
- une invite.à voter davantage pour des 

femmes. 
Le Conseil fédéral a alors décidé, en no-

vembre 1998, de mettte sur pied un grou-
pe de ttavail interdépartemental chargé 
d'examiner les possibilités d'une cam-
pagne au niveau national et d'envisager 
aussi d'autres mesures. La Commission 
fédérale pour les questions féminines a 
pu siéger dans le groupe de travail. 

Les thèmes suivants ont fait l'objet de 
discussions: 
- Campagne de la Confédération sur les 

élertions 
- Brochure d'information 
- Circulaire du Conseil fédéral aux gou-

vernements cantonaux sur le renou-
vellement intégral du Conseil national 
aux élertions du 24 ortobre 1999 

- Guide de la Chancellerie fédérale à l'u-
sage des groupes qui veulent lancer des 
candidamres. 

• Campagne de la Confédération sur les 
élections. Sur mandat du Conseil fédéral, 
le groupe de ttavail interdépartemental a 
élaboré ttois variantes pour une campa-
gne d'information. Celles-ci devaient 
ttaiter aussi bien de l'appel à la partici-
pation aux élections que de la prise en 

considération par les électeurs et électri-
ces des candidamres féminines. La cam-
pagne n'a cependant pas pu être menée. 
Certes, le Conseil fédéral a donné son ac-
cord pour une campagne d'essai dans 
ttois agglomérations, mais le Parlement 
a refusé le crédit financier nécessaire à la 
réalisation de la campagne. 

• Brochure d'information. A l'occasion 
des élections fédérales, la Chancellerie 
fédérale publie chaque fois une brochure 
explicative tous ménages, envoyée aussi 
aux cantons, aux communes, aux écoles 
et aux partis. Le groupe de travail in-
terdépartemental a pu participer à son 
contenu. On y trouve des données sur la 
proportion de femmes au Conseil natio-
nal (les candidates et les élues) et son évo-
lution depuis l'introduction du droit de 
vote et d'éligibilité des femmes, ainsi que 
des informations sur la proportion de 
femmes par parti. Qui veut contribuer à 
augmenter les chances d'élection des 
femmes y trouve aussi des conseils utiles. 
Dans son avant-propos, le Chancelier 
fédéral attire l'attention sur la persistan-
ce de la sous-représentation des femmes 
au Parlement et plaide en faveur d'une 
représentation équilibrée des sexes en 
politique. 

• Circulaire du Conseil fédéral aux gou-
vernements cantonaux sur le renouvelle-
ment intégral du Conseil national aux 
élections du 24 octobre 1999. Avant cha-
que renouvellement complet du Conseil 
national, le Conseil fédéral envoie une 
circulaire aux cantons. Le groupe de tra-
vail interdépartemental a retravaillé cet-
te circulaire et, sur sa proposition, le gou-
vemement fédéral y a inclus pour la pre-
mière fois un chapitre sur la représenta-
tion des femmes en politique. 

• Guide de la Chancellerie fédérale à l'u-
sage des groupes qui veulent lancer des 
candidatures. Le groupe de travail inter-
départemental a également inclus dans 
ses travaux l'examen du Guide à l'usage 
des groupes qui veulent lancer des can-
didamres aux élections fédérales. Ce gui-
de, toujours envoyé avant les élections, 
s'adresse aux secrétariats généraux des 
partis et à d'auttes groupements intéres-
sés. Pour la première fois, on y trouve un 
chapitre sur la représentation féminine 
et un autre sur les possibilités de mesu-
res ciblées de promotion des femmes. 

4.4. Information de l'opinion publique 
Le dépliant «Les femmes et les élections 

de 1995 à 1999. La difficile conquête du 
mandat de députée» a été envoyé grami-
tement à tous les milieux intéressés (voir 
2.2.). 

5. Politique internationale de l'égalité 

5.1. Plan d'action de la Suisse (Egalité 
entre femmes et hommesi (suivi de 
Pékin) 

La Commission a aussi traité du plan 
d'action «Egalité entre fertunes et 
hommes» élaboré par un groupe de tra-
vail interdépartemental en guise de suivi 
de la 4e Conférence mondiale de l'ONU 
sur les femmes, tenue à Pékin en 1995. Le 
Conseil fédéral a adopté ce plan d'action 
en mars 1999. La Commission s'est prio-
ritairement préoccupée des recomman-
dations dans lesquelles elles figure ex-
pressément en tant que destinataire.. 

5.2. Conférence du Conseil de l'Europe 
à Athènes sur l'approche intégrée de 
l'égalité 

Du 16 au 18 septembre 1999, le Conseil 
de l'Europe a tenu une conférence sur le 
thème: «L'approche intégrée de l'égalité 
entre les femmes et les hommes: une 
chance pour le 21e siècle». Y ont partici-
pé en tant que membres de la délégation 
suisse: la directrice du Bureau fédéral de 
l'égalité entre femmes et hommes, la Pré-
sidente de la Commission fédérale pour 
les questions féminines et la directrice du 
secrétariat de la Commission. Les partici-
pant-e-s ont discuté des conditions et des 
étapes de la réalisation de l'approche in-
tégrée de l'égalité, de même que 
d'exemples de «bonnes pratiques» sur les 
plans national, régional et communal. La 
Commission fédérale pour les questions 
féminines avait déjà eu l'occasion de trai-
ter ce thème l'année précédente, puis-
qu'elle avait organisé en décembre 1998, 
conjointement avec le Bureau fédéral de 
l'égalité entre femmes et hommes, un 
colloque national sur le thème du «gen-
der mainstreaming». Les conférences 
données à cette occasion ont été pubHées 
dans «Questions au féminin» (voir 2.3.). 

6. Divers 

6.1. La Commission arrive sur Internet 
La Commission fédérale pour les ques-

tions féminines devrait à l'avenir aussi 
être présente sur Intemet. Elle élabore 
avec le Bureau fédéral de l'égalité entre 
femmes et hommes (BFEG) un projet de 
site. Cette collaboration résulte d'une 
part des thèmes communs traités par les 
deux organismes, et d'autre part du fait 
que le secrétariat de la Commission est 
administrativement rattaché au BFEG. Il 
est aussi prévu que la CFQF ait sa propre 
adresse et puisse servir de lien pour 
contacter le BFEG. L'entrée dans Intemet 
devrait avoir lieu dans le courant de l'an-
née 2000. 

Tradurtion; Martine Chaponnière 
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Notes 
1 On peut télécharger à partir d'Internet (état 
décembre 1999): 
- la brochure d'information (www.pd.ûdmin.ch) 
- la circulaire du Conseil fédéral aux cantons 
(www. bic. admin. ch) 
- le guide à l'usage des groupes qui veulent lan-
cer des candidatures (www.blc.admin.ch) 
- le dépliant «Les femmes et les élections de 
1995 à 1999. La difficile conquête du mandat de 
députée» (www.admin.ch/b/s) 
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Activités 

Commission fédérale pour les questions 
féminines: Planification 2000 
I. Activités prioritaires 

Pôlel 

Femmes et politique 

La Commission fédérale pour les ques-
tions féminines continuera de s'engager 
en faveur d'une représentation équili-
brée des femmes et des honmies en poli-
tique. Elle s'adressera pour ce faire aux 
partis, aux médias, aux organisations fé-
minines et à l'opinion publique. 

Le dialogue engagé avec les partis à pro-
pos des mesures de promotion de l'égali-
té entte femmes et hommes en politique 
sera poursuivi. Le sondage auprès des 
femmes des partis après les élections au 
Conseil national d'octobre 1999 et por-
tant sur la mise en œuvre du manifeste 
interpartis «Davantage de femmes au Par-
lement!», édité en vue des élections fédé-
rales de 1999, fera l'objet d'une évalua-
tion. Celle-ci servira de base à l'élabora-
tion d'auttes activités avec les partis. 

En automne 2000 paraîtta une émde de 
l'instimt des sciences des médias (Instimt 
für Medienwissenschaft) de l'Université 
de Beme et du service de la recherche de 
la Société suisse de radiodiffusion et télé-
vision (SSR) sur les offres d'information 
proposées par la radio et la télévision 
avant les élertions fédérales de 1999. 
Dans le cadre de ce projet, la présence des 
candidates fait également partie de l'ana-
lyse. La Commission est partie prenante 
à l'émde et travaillera cette thématique 
plus avant avec la SSR. 

La campagne de sensibilisation des 
électrices et électeurs qu'avait proposée 
au Conseil fédéral la Commission fédéra-
le pour les questions féminines n'ayant 
pu avoir lieu pour les élections de 1999, 
la Commission examinera les possibilités 
de lancer une campagne et d'autres me-
sures en vue des élections de 2003. 

Pôle 2 

Mise en œuvre du plan d'action (Egalité 

entre femmes et hommes» 

C'est principalement sur deux plans 
que la Commission ttavaille à la mise en 
œuvre du plan d'action «Egalité entre 
femmes et hommes» (suivi de la 4e Confé-
rence mondiale sur les femmes de l'ONU, 
Pékin 1995): 
- Promotion d'une participation égale 
des femmes en politique (voir pôle 1) 
- Elaboration d'un programme de for-
mation continue destiné aux personnes 
ayant des responsabilités dans les questi-

ons d'égalité. La transmission des con-
naissances dans les questions d'égalité 
est une condition sine qua non de l'ap-
proche intégrée de l'égalité. L'offre de 
formation permanente doit amener les 
personnes qui sont dans des postes déci-
sionnels et de direction à mettre en œu-
vre, dans leur propre secteur d'artivité, 
des mesures en faveur de l'égalité. La for-
mation vise à foumir à cet effet les 
compétences nécessaires pour agir. Les 
offres de formation continue qui existent 
déjà dans ce domaine seront prises en 
considération dans l'élaboration du pro-
gramme de formation. 

Pôle 3 

Projets de prévention et d'intervention 

contre la violence à l'égard des femmes 

La Commission va s'informer sur l'état 
des projets prévus, en cours ou déjà me-
nés dans les différents cantons en matiè-
re de prévention et d'intervention contre 
la violence à l'égard des femmes. Les ex-
périences récoltées dans ces projets doi-
vent faire l'objet d'une évaluation et être 
intégrées dans la discussion sur les acti-
vités fumres à mener au niveau fédéral. 

Pôle 4 

Elaboration et publication des prises de 

position lors des procédures de consul-

tation 

La Commission prendra position sur 
les projets de loi et rapports pertinents 
par rapport à la question de l'égalité. Les 
procédures de consultation suivantes 
sont déjà annoncées : 
- Premier rapport de la Suisse sur la 

Convention de l'ONU relative aux 
droits de l'enfant 

- Premier rapport de la Suisse sur la 
Convention de l'ONU sur l'élimination 
de toutes les formes de discrimination 
à l'égard des femmes. 

Pôles 

Publication de la revue (Questions au fé-

minin* 

Deux numéros de la revue «Questions 
au féminin» sur des thèmes d'actualité 
sont prévus. Le thème du premier numé-
ro de l'année 2000 s'intitule: «Perspec-
tives de femmes en politique». Le thème 
du second numéro sera décidé au prin-
temps 2000. 

Pôle 6 

Actualisation de l'image de la Commis-

sion / Développement de la communi-

cation 

La Commission retravaillera la docu-
mentation de base relative à ses tâches et 
à ses activités. Grâce à une large distri-
bution gratuite et en quatre langues de 
cette nouvelle documentation, la Com-
mission sera mieux à même d'informer 
un large public sur son rôle et sur sa 
contribution à l'égalité entre femmes et 
hommes. Les travaux visant à faire entrer 
la Commission dans Intemet se poursui-
vent parallèlement. 

II. Autres thèmes 

La Commission fédérale pour les ques-
tions féminines se préoccupe de façon ré-
curtente de certains thèmes dans les do-
maines femmes et égalité. Outre les 
thèmes prioritaires déjà évoqués, men-
tionnons: 
- Développement et perspectives de la 

politique des femmes et de l'égalité 
- Politique du marché du travail et de 

l'emploi 
- Formation professionnelle 
- Femmes dans les sciences et la re-

cherche, émdes genre 
- Conciliation entre vie professionnelle 

et vie familiale 
- Prise en charge des enfants externe à la 

famille 
- Politique sociale 
- Fiscalité 
- Suivi de la 4e Conférence mondiale de 

l'ONU sur les femmes (Pékin, 1995), sur 
les plans national et international. 

Traduction; Martine Chaponnière 
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Attività 

Commissione fédérale per i problemi della 
donna: Rapporto d'attività 1999 
1. Informazioni generali 

1.1. Sedute plenarie 
La Commissione si è riunita durante 

cinque giomate (2 marzo, 18 giugno, 7 
settembre, 25/26 novembre) per dibatte-
re in particolare i temi seguenti: 
- donne e politica: misure per aumenta-

re la quota femminile aile elezioni fe-
derali 1999 e sensibilizzazione (Consi-
glio fédérale, partiti, media, elettrici e 
elettori) 

- legge fédérale sugli esami genetiçi 
umani 

- legge fédérale sulla formazione profes-
sionale 

- rapporto del Dipartimento fédérale di 
giustizia e polizia sulla situazione giu-
ridica delle coppie omosessuali 

- atmazione de! Piano d'azione «Parità 
tra donna e uomo» (seguito della fV 
Conferenza mondiale dell'ONU sulle 
donne, Pechino, 1995) 

- politica di sicurezza e donne (relazione 
del segretario generale Juan Gut, Di-
partimento della difesa, della protezio-
ne della popolazione e dello sport) 

- riforma fiscale (relazione del dott. Marc 
Stampfli, Ufificio fédérale delle assicu-
razioni sociali). 

1.2. Ufficio presidenziale 
L'ufficio presidenziale - composto dal-

la présidente, dalla vicepresidente e dal 
vicepresidente - si è riunito regolarmen-
te con il segretariato per preparare e pia-
nificare nei dettagli i lavori commissio-
nali. 

1.3. Cruppi di lavoro 
Il gmppo di lavoro Politica ha tenuto 

diversi colloqui con rappresentanti dei 
partiti e dei media in vista delle elezioni 
federali del 24 ottobre 1999. L'obiettivo 
era di sensibilizzare maggiormente i me-
dia e i partiti aile rivendicazioni di parità 
nella vita politica. 

1.4. Membre 
Sono State nominale nuove membre in 

seno alla Commissione: 
- Marie-Claire Caloz-Tschopp, Ginevra 

(succède a Silvia Grossenbacher, Basilea) 
- Pascal Mahon, Neuchâtel (succède a 

Eva Ecoffey-Girardi, Villars-sur-Glâne) 
- Susanne Bmnschweiler-Locher, Wein-

felden, Società di pubblica utilità delle 
donne svizzere (succède a Anita Barba-
ra Raaflaub, Zurigo) 

- Verena Bürgi-Burri, Dallenwil, Unione 
svizzera delle donne cattoliche (succè-
de a Rösy Blöchlinger-Scherer, Hoch-
dorf) 

- La carica di vicepresidente è stata as-
sunta da Elisabeth Freivogel, Basilea, 
che subentta alla vicepresidente uscen-
te Silvia Grossenbacher. 

2. Pubblicazioni 

2.1. Cartella informativa (Donne Potere 
Storiai 

La Commissione ha pubblicato nel giu-
gno 1999 la seconda parte della cartella 
informativa «Donne Potere Storia», dedi-
cata al tema della formazione. Essa con-
tiene delle sintesi cronologiche sull'istm-
zione delle ragazze e la coeducazione, la 
formazione professionale delle donne e le 
donne nelle università. La prima parte di 
«Donne Potere Storia» era uscita già nel 
1998 con 14 sintesi cronologiche sui temi: 
movimento femminista, politica, diritto; 
vi era abbinato un poster a colori in for-
mate Al con le principali date storiche 
che hanno segnato ciascun settore tema-
tico. Lo stimolo per la pubblicazione di 
questa cartella era dato dal 150° di fonda-
zione della Confederazione svizzera, che 
ricorteva appunto nel 1998. Le cartelle so-
no destinate in particolare alle/agli inse-
gnanti, aile allieve e agli allievi, aile sm-
dentesse e agli smdenti, e a chi opéra nel 
mondo dei media e della politica. En-
trambe sono disponibili nelle versioni ita-
liana, francese e tedesca. 

2.2. Dépliant (Le donne e le elezioni 
1995-1999. La difficile conquista di un 
mandate in Parlamento» 

In coUaborazione con l'Uffîcio fédérale 
di statistica e l'Ufficio fédérale per l'u-
guaglianza fra donna e uomo, la Com-
missione fédérale per i problemi della 
donna ha elaborato un dépliant recante 
dati di atmalità. Essi concemono la rap-
presentanza femminile in Consiglio na-
zionale dall'introduzione del diritto di 
voto e di eleggibihtà per le donne (1971), 
le elezione al Consiglio nazionale e al 
Consiglio degli Stati del 1995 e l'evolu-
zione della rappresentanza femminile fi-
no al maggio 1999, nonché la rappresen-
tanza femminile nei govemi e nei parla-
menti cantonali. 11 dépliant è uscito a ini-
zio agosto nelle versioni italiana, france-
se e tedesca con una elevata tiramra. È 
stato diffiiso gratuitamente a mtte le per-

sone interessate; inoltre è disponibile in 
intemet (v. delucidazioni al punto 4.) 

2.3. Rivista (Problemi al femminilei 
1 temi prioritari delle due edizioni di 

«Problemi al femminile» uscite in questo 
anno erano il «gender mainstreaming» (o 
integrazione della prospettiva di génère 
e delle pari oppormnità) e la migrazione. 

3. Consultazioni 

3.1. Presa di posizione sulla legge fédéra-
le sugli esami genetici umani 

La Commissione fédérale per i proble-
mi della donna si dice scettica di fronte 
alle nuove possibilità che si aprono nel 
campo della genetica e della riproduzio-
ne. Le opportunità e i rischi di possibili 
interventi e manipolazioni sono difficil-
mente valutabili e vengono giudicati in 
modo assai diverso dagU ambienti spe-
cializzati e dalle persone interessate. La 
Commissione concorda con il Consiglio 
fédérale sulla necessità di formulare del-
le prescrizioni legali riguardo all'impiego 
e al trattamento degli esami genetici 
umani; essa critica tuttavia il fatto che il 
disegno di legge lasci aperti molti inter-
rogativi fondamentali. Inoltte, le regola-
mentazioni proposte sono spesso impré-
cise e, in generale, la dimensione etica 
non riceve sufficiente considerazione. 

(La presa di posizione è riportata intégral-
mente in (Problemi alfemminile> 2. 1999) 

3.2. Presa di posizione sulla legge fédéra-
le sulla formazione professionale 

La Confederazione assume un molo 
sempre più importante nella creazione di 
oppormnità di formazione e perfeziona-
mento professionale orientale al fumro. 
D'altronde un maggiore impegno della 
Confederazione si rivela necessario sia ri-
guardo all'organizzazione della forma-
zione professionale, sia riguardo alla 
creazione e all'allestimento di offerte di 
formazione differenziate. Ciô comporta 
anche una maggiore partecipazione del-
la Confederazione aile spese sostenute 
dall'ente pubblico per la formazione pro-
fessionale. Nella sua risposta alla consul-
tazione, la Commissione fédérale per i 
problemi della donna rileva che una for-
mazione professionale al passo con i tem-
pi deve comprendere sia la formazione di 
base che la formazione permanente. Essa 
ricorda le discriminazioni correlate al 
sesso che costellano il cammino verso la 
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parità professionale e rivendica l'atma-
zione di prowedimenti tesi a migliorare 
la situazione professionale delle donne. 

(La presa di posizione è riportata integrol-
mente in «Problemi al/emminile» 2.1999̂  

3.3. Presa di posizione sui rapporto 

concernente la situazione gluridica delle 

coppie omosessuali 

La Commissione fédérale per i proble-
mi della donna approva gli sforzi com-
piuti dall'Ufficio fédérale di giustizia per 
migliorare la posizione giuridica delle 
coppie omosessuali. Sussiste in effetti un 
urgente bisogno di regolamentazione, 
poiché la legge vigente discrimina le per-
sone in base al loro orientamento sessua-
le. Vista l'odiema varietà delle forme di 
convivenza, il fatto di privilegiare l'unio-
ne coniugale come istimzione per coppie 
eterosessuah non ttova più alcuna giusti-
ficazione. Ma dato che molti settori del 
diritto sono legati allo stato civile, accade 
che mtte le altre forme di convivenza im-
postate sulla durata vengano discrimina-
te. Perciô la Commissione suggerisce non 
solo di ttovare una regolamentazione per 
le coppie omosessuali, ma di considerare 
nel dibattito anche le coppie concubine. 
Concretamente suggerisce di cumulare 
due varianti presentate dall'Ufficio fédé-
rale di giustizia nel suo rapporto: l'aper-
tura del matrimonio e il partenariato re-
gisttato con un contenuto relativamente 
autonomo. Tbttavia essa vortebbe che 
l'accesso al matrimonio per le coppie 
omosessuali venisse associato alla possi-
bilità offerta anche aile coppie concubi-
ne di farsi registrare presso un'autorità 
statale. In tal modo esse otterrebbero uno 
stamto giuridico riconosciuto, senza per 
questo dover sposarsi. 

(La presa di posizione è riportata intégral-
mente in questo numéro) 

3.4. Presa di posizione sulla promozione 

degli studi di génère 

Nel 1999 la Commissione si è espressa 
più volte in merito agli smdi di génère. 
Ha in particolare sostenuto e accompa-
gnato le attività del Consiglio svizzero 
della scienza, il quale ha allestito un in-
ventario della simazione riguardo agli 
smdi di génère in Svizzera. La Commis-
sione ha anche espresso il suo parère sui 
rapporto del Consiglio della scienza inti-
tolato «Perizia sulla ricerca e l'insegna-
mento nel campo degh smdi di 
genere/studi sulle donne in Svizzera da 
parte di esperte e esperti intemazionali» 
e ha partecipato all'audizione con le pe-
rite e i periti svoltasi il 5 giugno 1999. In 
questa occasione ha espresso l'opinione 
che in Svizzera si è effetmato in questi Ul-
timi anni un lavoro di ricerca di elevata 
qualità nel campo degli studi sulle donne 
e degli smdi di génère. La loro istituzio-

naUzzazione nell'insegnamento e nella 
ricerca rappresenta nondimeno un'im-
pellente necessità. Vi è urgenza di agire 
in particolare per quanto conceme la me-
dicina. le scienze naturali e tecniche, il 
diritto e l'economia. Per conferire un mi-
gliore asserto stmtmrale al Potenziale in-
sito nella ricerca sulle donne e negli sm-
di di génère è oppormno che l'approccio 
integrativo (smdi di génère come aspetto 
parziale di ogni discipUna scientifica) e 
l'approccio autonomo (stmtmre di inse-
gnamento, di ricerca e di coordinamento 
autonome) si completino a vicenda. 

3.5. Presa di posizione sulla Convenzione 

dell'ONU sui diritti del fandullo 

La Convenzione dell'ONU del 1989 sui 
diritti del fanciullo è enttata in vigore in 
Svizzera il 26 marzo 1997. Il primo rap-
porto della Svizzera all'attenzione del Co-
mitato dell'ONU per i fanciuUi. previsto 
in ossequio all'atmazione degli impegni 
conttatmali, dovrebbe essere disponibile 
nel 2000. La Commissione fédérale per i 
problemi della donna ha avuto modo di 
prendere posizione sui progetto preUmi-
nare del rapporto nel febbraio 1999. Nel-
la risposta essa rileva in particolare che, 
vista la diversa situazione in cui si trova-
no le ragazze e i ragazzi nella società, è 
necessario considerare in una prospetti-
va di génère anche i vari settori tematici. 
Essa si impegna inoltre affinché il rap-
porto comprenda un inventario critico e 
indichi le prospettive di una politica na-
zionale dell'infanzia e della gioventù che 
si estenda sia aile femmine che ai maschi. 

4. Tema prioritario Donne e politica/ele-

zioni federali 1999' 

4.1.Partiti 

• Manifeste interpartitico «Più donne in 

Parlamentol» 

• Seconda tavola rotonda con i vertici e le 
delegate per la parità dei partiti. La Com-
missione ha organizzato il 21 gennaio 
1999 una seconda tavola rotonda inter-
partitica con i vertici e le delegate per la 
parità dei partiti. La base per i colloqui 
era data dal manifeste interpartitico «Più 
donne in Parlamento!», elaborato dalla 
Commissione insieme con le delegate 
Stesse, il quale era stato presentato al 
pubblico nel maggio 1998 e quindi era 
stato discusso una prima volta con i ver-
tici dei partiti nel giugno 1998. Obiettivo 
della seconda tavola rotonda era uno 
scambio di informazioni e di vedute sul-
le misure previste e sulle misure realiz-
zate per appoggiare le donne in seno ai 
partiti. Si è inoltte convenuto di prose-
guire questo scambio interpartitico sulle 
misure di promozione della parità tra 
donna e uomo nella politica anche dopo 
la scadenza elettorale dell'ottobre 1999. 

4.2. Mass media 

Punto di partenza per i contatti con i 
media era lo smdio curato dalla Com-
missione fédérale per i problemi della 
donna «La presenza delle candidate nei 
media. Analisi sessospecifica dei mass 
media in occasione delle elezioni federa-
li 1995», nonché le sei rivendicazioni for-
mulate dalla Commissione nel maggio 
1998 all'attenzione della Società svizzera 
di radiotelevisione. 

• Contatti con i caporedattori della So-
cietà svizzera di radiotelevisione (SSR) in 
merito a una maggiore presenza delle 
candidate aile elezioni in Consiglio nazio-
nale e in Consiglio degli Stati 1999. Nel 
maggio 1999 una delegazione della Com-
missione fédérale per i problemi della 
donna ha tenuto un colloquio con rap-
presentanti della Società svizzera di ra-
diotelevisione (SSR). Il 29 giugno 1999 
una rappresentanza della Commissione 
ha quindi effetmato, in coUaborazione 
con i caporedattori, una valutazione del-
le misure prese dalla SSR per promuove-
re la parità. Benché il colloquio non ab-
bia prodotto risultati concreti, si è per lo 
meno pomto constatare che la SSR ha ri-
conosciuto la necessità di agire nel senso 
auspicato. Si è pertanto convenuto di pro-
seguire con lo scambio di informazioni e 
di esperienze anche dopo le elezioni. 

• Indagine sulla presenza mediatica delle 
candidate durante le elezioni federali 
1999. L'istltuto di scienze dei media del-
rUniversità di Berna e il Servizio di ricer-
ca della SSR stanno svolgendo insieme 
un'indagine. Oggetto di analisi sono le 
emissioni informative radiofoniche e te-
levisive andate in onda prima delle ele-
zioni federali 1999. Nell'ambito di questo 
progetto - dietro sollecitazione della 
Commissione fédérale per i problemi del-
la donna - viene smdiata anche la pre-
senza delle candidate nei media. L'intero 
progetto è finanziato dal Fondo naziona-
le svizzero per la ricerca scientifica, la 
SSR e l'Ufficio fédérale delle comunica-
zioni (UFCOM). La Commissione fédérale 
per i problemi della donna accompagna 
la realizzazione del progetto parziale 
«gender», contribuendo al suo finanzia-
mento. 

• Colloquio con le delegate aile pari op-
portunità della SSR. Nel gennaio 1999 
una delegazione della Commissione fé-
dérale per i problemi della donna ha in-
contrato il delegato aile pari oppormnità 
e il responsabile delle risorse umane, 
nonché le delegate aile pari opportunità 
delle varie unità aziendali della SSR. Le/i 
rappresentanti della SSR hanno cosî pre-
sentato il loro piano per la realizzazione 
delle pari opportunità in seno all'azien-
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Rapporto d'attività 1999 

da. La base è costituita dalle tesi appro-
vate dalla SSR (programma di promozio-
ne della donna) e da ulteriori regolamen-
tazioni interne, nonché sopratmtto dalla 
legge fédérale sulla parità dei sessi. Si so-
no discussi in particolare gli ostacoli che 
si frappongono alla parità e le possibilità 
concrète di migliorare la simazione della 
donna in seno all'azienda. Lo stato degli 
sforzi compiuti a favore della parità varia 
da un'unità aziendale all'altta. Dal collo-
quio è emerso che la realizzazione della 
parità in seno all'azienda dipende molto 
dall'impegno assunto dai vertici a favore 
di questa causa. 

4.3. Gruppo di lavoro interdipartimenta-
le Elezioni 

Nel giugno 1998 la Commissione fédé-
rale per i problemi della donna si era ri-
volta al présidente della Confederazione 
sollecitando il Consiglio fédérale a pren-
dere misure atte a migliorare la rappre-
sentanza femminile in Parlamento in 
concomitanza con le elezioni federali 
1999. La Commissione ha in particolare 
sollecitato l'atmazione di una campagna 
nazionale di informazione e sensibilizza-
zione. Tale campagna avrebbe dovuto es-
sere incenttata su due messaggi: 

- un invito aile cittadine e ai cittadini a 
partecipare attivamente aile elezioni 

- un invito a eleggere un maggior numé-
ro di donne. 
In seguito a questo intervento il Consi-

glio fédérale ha istimito nel novembre 
1998 un gmppo di lavoro interdiparti-
mentale, affidandogli il compito di sm-
diare la possibilità di realizzare una cam-
pagna nazionale e ulteriori misure. La 
Commissione fédérale per i problemi del-
la donna ha potuto entrare a far parte di 
questo gmppo di lavoro. 

I temi ttattari sono stati: 
- la campagna elettorale della Confe-

derazione 
- le istmzioni per il voto 
- la circolare del Consiglio fédérale ai go-

vemi cantonali concemente l'elezione 
di rinnovamento integrale del Consi-
glio nazionale del 24 ottobre 1999 

- la guida della Cancelleria fédérale per i 
gmppi candidati. 

• La campagna elettorale della Confede-
razione. Su mandate del Consiglio fédé-
rale il gmppo di lavoro interdipartimen-
tale ha elaborato tre varianti per una 
campagna d'informazione. Questa dove-
va indirizzare all'elettorato un appello 
sia a partecipare aile elezioni, sia a con-
siderare le candidature femminili. La 
campagna non ha mttavia pomto essere 
realizzata. 11 Consiglio fédérale ha, dal 
canto suo, approvato una campagna di 
prova in tre agglomerazioni urbane, ma 
il credito necessario è in seguito stato re-

spinto dal Parlamento. 
• Istruzioni per il voto. Prima delle ele-
zioni al Consiglio nazionale, la Cancelle-
ria fédérale è solita pubblicare un opu-
scolo contenente delle spiegazioni prati-
che. Queste istmzioni - che vengono in-
viate ai cantoni, ai comuni, aile scuole, ai 
partiti e a mtte le économie domestiche 
- sono State rielaborate dal gmppo di la-
voro. Oltte alla descrizione della quota 
femminile in Consiglio nazionale (candi-
date e elette) e dell'evoluzione registtata-
si dall'inttoduzione del sufïragio femmi-
nile, nell'opuscolo elettorale si potevano 
leggere anche informazioni sulla quota 
femminile nei vari partiti. Chi voleva 
contribuire a dare più opportunità elet-
torali aile donne vi trovava le relative in-
dicazioni. Nella prefazione, inoltre, il 
Cancelliere della Confederazione rileva-
va il perdurare della sottorappresentanza 
femminile in Parlamento e si esprimeva 
in favore di una rappresentanza paritaria 
dei due sessi in politica. 

• Circolare del Consiglio fédérale ai go-
verni cantonali concernente l'elezione di 
rinnovamento integrale del Consiglio na-
zionale del 24 ottobre 1999. Il gmppo di 
lavoro interdipartimentale Elezioni ha 
rielaborato la circolare del Consiglio fé-
dérale ai govemi cantonali. Essa viene di-
stribuita prima di ogni elezione di rinno-
vamento integrale del Consiglio naziona-
le. Su proposta del gmppo di lavoro si è 
per la prima volta inserito in questa cir-
colare un capitolo sulla rappresentanza 
femminile in politica. 

• Cuida della Cancelleria fédérale per i 
gruppi candidati. L'operato del gmppo di 
lavoro interdipartimentale ha interessa-
to pure la guida destinata ai gmppi can-
didati aile elezioni in Consiglio naziona-
le. Quest'ultima viene di regola distribui-
ta prima delle elezioni aile segreterie ge-
nerali dei partiti e a ulteriori gmppi in-
téressât!. Per la prima volta si sono dun-
que inseriti nella guida un capitolo sulla 
rappresentanza femminile e un capitolo 
sulle possibilità di promuovere in modo 
mirato le donne. 

4.4. Pubbliche relazioni 
Il dépliant «Le donne e le elezioni 1995-

1999. La difficile conquista di un manda-
to in Parlamento» è stato diffuso grami-
tamente aile cerchie interessate (v. delu-
cidazioni al punto 2.2.). 

5. Politica internazionale della parità 

5.1. Piano d'azione della Svizzera (Parità 
tra donna e uomoi (seguito della Confe-
renza di Pechino) 

La Commissione si è occupata del pia-
no d'azione «Parità tra donna e uomo». 

elaborato da un gmppo di lavoro interdi-
partimentale. Il piano è un elemento del 
seguito che la Svizzera intende dare alla 
IV Conferenza mondiale sulle donne di 
Pechino (1995). Esso è stato approvato dal 
Consiglio fédérale nel marzo 1999. La 
Commissione si è chinata prioritaria-
mente sulle raccomandazioni nelle quali 
è esplicitamente menzionata come desti-
nataria. 

5.2. Conferenza del Consiglio d'Europa a 
Atene suH'approccio integrato della 
parità tra donne e uomini 

Il Consiglio d'Europa ha indetto dal 16 
al 18 settembre 1999 una conferenza sui 
tema «L'approche intégrée de l'égalité en-
tre les femmes et les hommes: une chan-
ce pour le 21e siècle». Oltre alla direttrice 
deirUfficio fédérale per l'uguaglianza fra 
donna e uomo vi hanno preso parte, in 
qualità di membre della delegazione sviz-
zera, la présidente della Commissione fé-
dérale per i problemi della donna e la re-
sponsabile del segretariato della Com-
missione. Alla conferenza si sono discus-
se le premesse e i passi realizzativi del-
l'approccio integrato («gender mainstrea-
ming»), nonché esempi di «buona prassi» 
realizzati su scala nazionale, regionale e 
comunale. La Commissione fédérale per 
i problemi della donna si era già occupa-
ta l'anno précédente dell'argomento, or-
ganizzando nel dicembre 1998, in coUa-
borazione con l'Uffîcio fédérale dell'u-
guaglianza fra donna e uomo, un conve-
gno nazionale sui «gender mainstrea-
ming» e riportando le relazioni speciali-
stiche che vi erano State tenute nella sua 
rivista «Problemi al femminile» (v. deluci-
dazioni al punto 2.3.). 

6. Varia 

6.1. Sito internet della Commissione 
La Commissione fédérale per i proble-

mi della donna vuole in futuro essere pré-
sente anche in intemet. Il relative piano 
sarà elaborato con l'Uffîcio fédérale per 
l'uguaglianza fra donna e uomo (UFU). 
Questa coUaborazione scaturisce, da un 
lato, dalla tematica comune e, dall'altro, 
dalla subordinazione amministrativa del 
segretariato della Commissione all'UFU. 
Si prevede che la Commissione dovrà es-
sere reperibile sia con un proprio sito che 
come link a partire dal sito dell'UFU. 11 si-
to vertà attivato nel 2000. 
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Attività 

Commissione fédérale per i problemi della 
donna: Pianificazione annuale 2000 
I. Priorità 

Priorità n° 1 
Donne e politica 

La Commissione fédérale per i proble-
mi della donna continuera a operare in 
favore di una rappresentanza equilibrata 
delle donne e degli uomini nella vita po-
litica. Interpellerà in tal senso i partiti, i 
media, le organizzazioni delle donne é il 
pubblico. 

Continuerà anche a coltivare il dialogo 
con i partiti riguardo aile misure di pro-
mozione della parità tta donna e uomo 
in politica. Analizzerà inoltte i risultati 
dell'indagine svolta all'indomani delle 
elezioni al Consiglio nazionale dell'ottobre 
1999 tta le donne attive in seno ai partiti 
riguardo alla conCTetizzazione del mani-
festo interpartitico per le elezioni federa-
li 1999 «Più donne in Parlamento!», e se ne 
servira quale base per definire le ulterio-
ri attività da inttaprendere con i partiti. 

Nell'autunno 2000 verrà pubblicato 
uno smdio, condotto congiuntamente 
dall'lstituto di scienze dei media dell'U-
niversità di Berna e dal Servizio di ricer-
ca della Società svizzera di radiotelevi-
sione (SSR). Esso riguarda le emissioni 
informative della radio e della televisio-
ne andate in onda prima delle elezioni fe-
derali del 1999. Nell'ambito di questo 
progetto si analizzerà anche la presenza 
delle candidate nei media. La Commis-
sione partecipa all'indagine e approfon-
dirà in seguito la tematica in coUabora-
zione con la SSR. 

Poiché la campagna destinata a sensi-
bilizzare le elettrici e gli elettori, che la 
Commissione fédérale per i problemi del-
la donna aveva suggerito al Consiglio fé-
dérale di realizzare, non ha pomto esse-
re atmata per le elezioni 1999, la Com-
missione continuerà a smdiare le possi-
bilità di realizzare una simile campagna 
e altte misure per le elezioni del 2003. 

Priorità n° 2 
Concretizzazione del piano d'azione 
(Parità tra donna e uomo> 
La Commissione si occupa principalmen-
te a due livelli dell'atmazione del piano 
d'azione «Parità tta donna e uomo» (segiù-
to della IV Conferenza mondiale sulle 
donne, indetta dall'ONU a Pechino nel 
1995): 
- promozione della partecipazione pari-
taria delle donne nella vita politica (v. 
priorità 1) 

- elaborazione di un piano di formazio-
ne continua sulle questioni relative alla 
parità, destinato a ttovare impiego 
nell'istmzione del personale dirigente. 
La ttasmissione di conoscenze nel campo 
delle pari oppormnità rappresenta una 
premessa essenziale del «gender main-
streaming». Con una simile proposta di 
perfezionamento ci si prefigge di moti-
vare le persone investite di responsabilità 
decisionale e mansioni di conduzione a 
realizzare misure di promozione della 
parità nel loro ambito di attività, aiutan-
dole a acquisire le competenze necessa-
rie per poter agire in tale senso. Nell'ela-
borare un simile piano si dovranno pren-
dere in considerare le offerte di perfe-
zionamento già esistenti in materia. 

Priorità n° 3 
Progetti di prevenzione e di intervento 
contre la vielenza nei confronti delle 
donne 

La Commissione si informerà sullo sta-
to dei progetti di prevenzione e di inter-
vento previsti, awiati o già atmati nei va-
ri cantoni con lo scopo di combattere la 
violenza nei confronti delle donne. Le es-
perienze raccolte nell'ambito di tali pro-
getti dovranno essere analizzate e essere 
prese in considerazione nel dibattito sul-
le fumre attività da realizzare a livello fé-
dérale. 

Priorità n° 4 
Elaborazione e pubblicazione di prese di 
posizione concernent! le consultazioni 

Sui progetti di legge e i rapporti rile-
vanti per la parità vertanno elaborate del-
le prese di posizione. Già previste sono le 
seguenti consultazioni: 
- primo rapporto della Svizzera concer-

nente la Convezione dell'ONU sui di-
ritti del fanciullo 

- primo rapporto della Svizzera concer-
nente la Convezione dell'ONU suU'eli-
minazione di ogni forma di discrimi-
nazione nei confronti della donna. 

Priorità n° 5 
Pubblicazione della rivista Problemi al 
femminile 

Sono previste due edizioni della rivista 
«Problemi al femminile» con temi di at-
malità. Il tema prioritario di Problemi al 
femminile n. 1.2000 saranno le «Prospet-
tive femmiiùli in politica», quello di Pro-
blemi al femminile n. 2.2000 sarà stabi-
lito in primavera. 

Priorità n° 6 
Rinnovamento dell'immagine e dello 
Stile di comunicazione della Commissio-
ne 

Una documentazione di base sui com-
piti e le attività della Comnùssione è in 
via di allestimento. Si vuole cosi miglior-
are l'informazione sui molo della Com-
missione e il suo contributo alla parità tta 
donna e uomo, e raggiungere con essa un 
ampio pubblico, anche grazie alla diffti-
sione gramita nelle quattro lingue. Paral-
lelamente verrà allestito anche il sito in-
temet della Commissione. 

II. Altri temi 

La Commissione fédérale per i proble-
mi della donna si occupa cortentemente 
di vari temi di rilievo per le donne e per 
la parità. Tra essi rientrano, oltre aile pri-
orità summenzionate: 
- evoluzione e prospettive della politica 

delle donne e della politica delle pari 
oppormnità 

- politica del mercato del lavoro e politi-
ca occupazionale 

- formazione professionale 
- donne nella scienza e nella ricerca, sm-

di di génère 
- conciliabilità tra famiglia e professione 
- sorveglianza exttafamigliare della pro-

ie 
- politica sociale 
- fiscalità 
- lavori inerenti a seguito della IV Con-

ferenza mondiale dell'ONU sulle don-
ne di Pechino (1995) a livello nazionale 
e internazionale. 

Traduzione: Romana Camani-Pedrina 
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1 disponibili in intemet (stato: dicembre 1999): 
- le istruzioni per il voto (www.pd.admin.chj 
- la circolare del Consiglio fédérale ai govemi 
cantonali (www.bk.admin.ch) 
- la guida per i gruppi candidati (www.blcüdmin.ch) 
- il dépliant «Le donne e le elezioni 1995-1999. 
La difficile conquista di un mandato in Parla-
mento» (www.admtn.ch/b̂ ) 
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